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SCHWEIZERISCHER SENIORENRAT |

Marie-Therese Larcher-

Schelbert ist Mitglied
der Arbeitsgruppe Kom-
munikation des SSR. Sie

wohnt in Uitikon ZH. Als

Journalistin hat sie sich

schon früh für die Grün-

dung der «CVP-Frauen»

eingesetzt. Sie wurde
Präsidentin der Medienkommission
der Vereinigung aktiver Senioren- und

Selbsthilfeorganisationen Vasos.

DER SSR MEINT...

In Zeitlupe 5/2004 fragten wir: Sollen
auch Pensionierte in Rentenfragen mit-
sprechen dürfen und gesetzlichen An-

spruch auf Einsitz in Stiftungsräten er-
halten? Zahlreiche Leserbriefe befür-
worteten dies energisch. Wir wandten
uns erneut ans Parlament. In der letz-

ten Differenzbereinigung lehnte der
Nationalrat die Mitsprache mit 77 zu
74 Stimmen knapp ab. Schade!

Interessante Resultate lieferten auch
die Dachverbände, die dem Schweiz.

Seniorenrat angeschlossen sind. Eine

gemeinsame Umfrage zeigte:
52 Prozent der Befragten können kei-

ne Rückschlüsse auf die Anlagestrate-
gien ihrer Pensionskasse ziehen.
76 Prozent haben kein Mitwirkungs-
recht bei ihren Vorsorgeeinrichtungen.
97 Prozent fordern ein gesetzliches
Anrecht zur Mitbestimmung.
Das Ergebnis zeigt: Es braucht ver-
pflichtende Rahmenbedingungen.

/n der Rege/ erscbe/nf m /eder/n/e/fen Ausgabe derZe/f/upe e/ne Se/fe des SSR. D/'e auf d/'eser Se/fe veröffenf//c/)fe /We/nung muss n/'cbf m/'f der/en/gen
der Redato'on cferZe/f/upe und der Ceschäfefe/fung i/on Pro Senecfufe Scbwe/z übere/nsdmmen.

Frau Larcher, warum dieses grosse
Engagement? Die Erfahrungen zeigen,
dass keine Gruppe ausgegrenzt und
in ihrer Würde und ihren Rechten ein-

geschränkt werden darf, weder Junge
noch Frauen noch Betagte. Dafür müs-

sen wir kämpfen. Deshalb gilt es, die
Befindlichkeit der älteren Generation
festzuhalten, ihre berechtigten An-

liegen wahrzunehmen sowie offene
und versteckte Diskriminierungen zu
verhindern. Als beratendes Organ
des Bundesrates ist dies eine Haupt-
aufgäbe des SSR.

Erfahrung nützt allen: Alterslimiten in Parlamenten schaden der Politik.
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[/nenyünsc/tf mit 20 - abgeZe/tnt

im AZier? Nein./ Der SSB Zcämpfi

dagegen. Nun besfäiigt der

Bundesrai: AZiersZimiien sind

unnötig und unZaugZ/c/t.

Wer vor einem halben Jahrhundert
20 Jahre alt wurde und an eine Par-

teiversammlung ging, hörte die skepti-
sehe Frage: «Was will der junge <Schnu-
fer> hier?» Mit 20 eine eigene politische
Meinung zu haben, war fast suspekt.

Die Jugendlichen von damals sind
die heutigen Rentnerinnen und Rentner.
Auch jetzt wieder weht uns ein frostiger
Wind entgegen. Oft sind wir nicht mehr
gefragt, ja unerwünscht. Alterslimiten
setzen der Bereitschaft, uns für die Öf-

fentlichkeit einzusetzen, Grenzen.
Als die Berner Gemeinde Madiswil

eine Altersgrenze für öffentliche Ämter
einführte, brachte der Schweizerische
Seniorenrat einiges in Bewegung. Er er-
stellte unter anderem eine Umfrage in
den Kantonen. Ein Vorstoss der Aargauer
FDP-Nationalrätin Christine Egerszegi
veranlasste auch den Bundesrat zu einer
Umfrage. Das Ergebnis veröffentlichte er

kürzlich, zusammen mit einem Rechts-

gutachten. Resultat: Es gibt eine lange
Liste von Diskriminierungen. Beispiele
für Alterslimiten: 65 Jahre für kantonale
Parlamentarier in Appenzell-Innerrho-
den; in mindestens zwölf Kantonen für
Mitglieder von ausserparlamentarischen
Kommissionen; bei vielen Gemeinden in
Gemeinderäten und Parlamenten.

Den Bund verpflichtet die neue
Bundesverfassung, Alterslimiten aufzu-
heben. Nun sind also vorab Kantone
und Gemeinden eingeladen, das Problem

anzugehen. Wir bitten Sie, uns Alters-

diskriminierungen in Ihrem Kanton oder
Ihrer Gemeinde zu melden (Adresse:
Schweizerischer Seniorenrat, Postfach

696, 3000 Bern 31).
Ohne Zweifel gibt es ältere Leute,

die ein politisches Amt nicht annehmen
können oder wollen. Wer jedoch bereit
ist, sich in den Dienst der Mitmenschen
zu stellen, dem sollte dies nicht verwehrt
bleiben. Bei der Aufhebung von Alters-
limiten geht es um ein echtes Miteinan-
der von Jung und Alt, von Frauen und
Männern in allen sozialen Schichten.

AmoZd B. Sfamp/Zi

SSR
CSA

Schweizerischer Seniorerirat
Conseil suisse des aînés
Consiglio svizzero degli anziani

ZEITLUPE 7/8 2004 43


	Bundesrat unterstützt SSR

